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(9) Auch für die Notfallbetreuung nach Absatz 4 richten sich die Öffnungszeiten der 
Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege grundsätzlich nach der jeweils 
erteilten Betriebs- oder Tagespflegeerlaubnis.  

(10) Kritische Infrastrukturen sind Organisationen oder Einrichtungen mit wichtiger 
Bedeutung für das staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung 
nachhaltig wirkende Versorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen 
Sicherheit oder andere ernsthafte Folgen eintreten würden. Hierzu zählen: 

1) Medizinischer Gesundheits- und Pflegebereich:  
a) insbesondere Krankenhäuser, Rettungsdienste, niedergelassene 

Ärztinnen und Ärzte, Zahnarztpraxen, medizinische Fachangestellte,  
b) psychologische Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendlichen-

Psychotherapeuten, psychosoziale Notfallversorgung,  
c) stationären Pflegeeinrichtungen der Altenhilfe, ambulante Pflegedienste,  
d) Hebammen, Gesundheitsfachberufe,  
e) Herstellung-, Prüfung- und Transport von Arzneimitteln, 

Medizinproduktherstellung, Hygieneartikeln oder Desinfektionsmitteln,  
f) Apotheken und Sanitätshäuser,  
g) veterinärmedizinische Notfallversorgung;  

2) Sonstiger Medizinischer Gesundheits- und Pflegebereich:  
a) Krankenkassen,  
b) Unterstützungsbereiche des medizinischen Gesundheits- und 

Pflegebereich (z. B. Reinigung, Wäscherei, Essensversorgung und 
Verwaltung);  

3) Staatliche Verwaltung:  
a) Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung und Justiz,  
b) Polizei, Bundeswehr, Zoll, Feuerwehr (Berufsfeuerwehr, 

Schwerpunktfeuerwehren und Werksfeuerwehren), Katastrophenschutz, 
Verfassungsschutz,  

c) Agentur für Arbeit und Jobcenter,  
d) Behörden des Arbeits-, Gesundheits- und Verbraucherschutzes,  
e) Straßenmeistereien und Straßenbetriebe,  
f) Finanzverwaltung,  
g) Hochschulen und sonstige wissenschaftliche Einrichtungen,  
h) Regierung und Parlament;  

4) Justizeinrichtungen, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen 
und Notare, Justiz-, Maßregel-, Abschiebungshaftvollzugsdienst;  

5) Schulen, Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe, Krisen- und 
Konfliktberatung:  
a) Sicherstellung der Förderung in Schulen, Kindertageseinrichtungen, 

Kindertagespflege, der notwendigen Betreuung in stationären 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe (zum Beispiel Hilfen zur 
Erziehung) und Einrichtungen für Menschen mit Behinderung,  
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b) notwendige Hilfe- und Schutzangebote der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie Hilfe- und Schutzangebote für weitere schutzbedürftige Personen,  

c) Schwangerschaftskonfliktberatung, Beratungspersonal des Frauen- und 
Kinderschutzes sowie sozialer Kriseninterventionseinrichtungen;  

6) Lebensmittelversorgung:  
a) Landwirtschaft, Lebensmittelproduktion und -verarbeitung, 

Lebensmittelhandel,  
b) Fischereiwirtschaft,  
c) Drogerien,  
d) Zulieferung und Logistik für Lebensmittel;  

7) Öffentliche Daseinsvorsorge:  
a) Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben,  
b) Strom-, Gas-, Wasser-, Fernwärme-, Kraftstoffversorgung, 

Abwasserbeseitigung, Abfallentsorgung,  
c) Tankstellen,  
d) Informationstechnik und Telekommunikation (Entstörung und 

Aufrechterhaltung der Netze und der Kommunikationsinfrastruktur),  
e) Finanz- und Versicherungswesen (Bargeldversorgung, 

Zahlungsverkehr, Versicherungsdienstleistungen, Kreditvergabe), 
Steuerberaterinnen und Steuerberater,  

f) Öffentlicher Personennah- und Personenfern- sowie Güterverkehr, Flug- 
und Schiffsverkehr,  

g) Post- und Paketzustelldienste,  
h) Bestatterinnen und Bestatter,  
i) Sicherheitsdienste für die kritische Infrastruktur,  
j) Reinigungsdienste für die kritische Infrastruktur;  

8) Medien: insbesondere Nachrichten- und Informationswesen sowie Risiko- 
und Krisenkommunikation.  

Änderungen dieses Absatzes erfolgen im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur. 

(11) Im Falle eines Besuchsverbots nach Absatz 1 oder Absatz 2 und der 
Notfallbetreuung nach Absatz 4 bleiben die Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 
des Kindertagesförderungsgesetzes und die laufenden Geldleistungen der 
Kindertagespflegepersonen nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch von den 
Regelungen dieser Verordnung unberührt. Die Entgelte nach § 24 Absatz 1 und 3 des 
Kindertagesförderungsgesetzes und die Geldleistungen nach § 23 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch werden auf Grundlage der bewilligten Plätze gezahlt. 

(12) Im Falle eines Besuchsverbots nach Absatz 1 oder Absatz 2 und der 
Notfallbetreuung nach Absatz 4 finden § 1 Absatz 4 bis 6 Anwendung.

(13) Das Besuchsverbot nach Absatz 1 bleibt in Kraft, bis die kumulierte Zahl der 
Neuinfektionen mit SARS-CoV-2 der letzten sieben Tage laut der Veröffentlichung des 
Robert Koch-Instituts je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner landesweit unter 150 
nach den auf der Internetseite des Robert Koch-Instituts 


